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Vernehmlassung zur Änderung des KVG – Erhöhung der Franchise  
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider, 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu oben genanntem Geschäft. Das eidgenössische 
Parlament hat die Motion Friedli 24.3636 «Mindestfranchise den realen Gegebenheiten anpassen» im März 
2026 angenommen. Die gleichlautende Motion Gutjahr 24.3608 wurde vom Nationalrat bereits 
angenommen, ist aktuell im Ständerat aber noch hängig. Da die Motion Friedli 24.3636 bereits angenommen 
wurde, schlägt der Bundesrat jetzt eine Gesetzesanpassung für deren Umsetzung vor. Ziel der Motion ist: 
«dass die ordentliche Franchise besser die aktuelle Kostensituation in der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung (OKP) abbildet».  

Konkret soll die Mindestfranchise in einem ersten Schritt von heute 300 auf neu 400 Franken pro Jahr 
angehoben werden. Die Wahlfranchisen sind nicht Teil der Vorlage und werden nicht verändert, somit bleibt 
beispielsweise auch die höchste Franchise bei 2’500 Franken. Künftig soll die Mindestfranchise dann 
automatisch erhöht werden, sobald der Kostenbeteiligungsanteil der Versicherten unter eine bestimmte 
Auslöseschwelle sinkt, sodass die Kostenbeteiligung der Versicherten künftig immer in einem bestimmten 
Zielbereich bleibt.  

Der Verband Schweizerischer Assistenz- und Oberärztinnen und -ärzte (vsao) vertritt gut 24'000 Mitglieder, 
die meisten davon arbeiten in Schweizer Spitälern als angestellte Ärzt:innen. Wir lehnen die vorgeschlagene 
Gesetzesänderung klar ab. Die direkte Kostenbeteiligung der Versicherten ist in der Schweiz bereits heute 
im OECD-Vergleich überdurchschnittlich hoch. Die Franchise wurde zwar seit 2004 nicht mehr erhöht, 
trotzdem sind die direkten Gesundheitskosten für die Versicherten stetig gestiegen. Die Prämien sind seit 
2004 um 70% gestiegen, der Selbstbehalt wächst automatisch mit. Die reale Kostenbeteiligung ist also auch 
ohne Franchise-Erhöhung längst massiv angestiegen.  

Diese konstante Kostensteigerung verschärfte über die letzten Jahre auch die Problematik des Verzichts auf 
Arztbesuche oder andere Gesundheitsdienstleistungen aus Kostengründen. Gemäss Umfragen (z.B. 
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Commonwealth Fund 2023) geben in der Schweiz bis zu 24 Prozent der Befragten an, im Vorjahr aus 
Kostengründen auf eine medizinische Leistung verzichtet zu haben. Dieser Leistungsverzicht kann zu viel 
höheren Folgekosten führen, wenn etwa eine Krankheit zu spät diagnostiziert und behandelt wird. Eine 
Erhöhung der Mindestfranchise verschärft diese Problematik zusätzlich. Eine Kostendämpfung über 
Zugangshürden ist gesundheitsökonomisch fragwürdig. Die Folgen treffen auch die Mitglieder unseres 
Verbands, die Assistenz- und Oberärzt:innen: Die Patient:innen kommen später und kränker in Behandlung, 
die Fälle werden komplexer, die Arbeitsdichte wird höher. Die Notfallstrukturen werden zusätzlich belastet, 
die Patientensicherheit beeinträchtigt.  

Der Automatismus der Anpassung der Franchise, sobald der Kostenbeteiligungsanteil der Versicherten 
unter eine bestimmte Auslöseschwelle sinkt, ist auch demokratiepolitisch fragwürdig. Mit der 13,5-%-Regel 
wird ein sozial- und gesundheitspolitisch hochrelevanter Entscheid faktisch dem politischen Diskurs 
entzogen und in eine technische Formel verlagert. Künftige Erhöhungen würden weitgehend ohne 
öffentliche Debatte ablaufen. 

Die Gesetzesänderung betrifft vorwiegend Menschen mit chronischen Krankheiten, vulnerable Personen 
und alte Menschen. Auch im erläuternden Bericht wird transparent ausgeführt, dass grundsätzlich kranke 
Menschen die Mindestfranchise wählen. Der Bericht legt damit offen dar, dass eine Erhöhung der 
Mindestfranchise primär jene trifft, die krank und oder alt sind. Sie werden künftig eine höhere Franchise 
begleichen müssen. Ein Lenkungseffekt wird sich daraus nicht ergeben, da die betroffenen, kranken 
Personen keine Möglichkeit haben, auf Leistungen zu verzichten. Die Mehrbelastung durch die höhere 
Franchise kann auch durch Prämienverbilligung nicht kompensiert werden, da diese nur die Prämien, nicht 
aber die Franchise betreffen. Mit der Erhöhung der Mindestfranchise schaden wir in erster Linie also genau 
jenen, die am vulnerabelsten sind im gesamten Gesundheitssystem. 

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung widerspricht zudem etablierten Bundesstrategien. Höhere 
Zugangshürden in Form einer höheren Franchise bedeuten weniger Vorsorge und Früherkennung – in 
offenem Widerspruch zur NCD- und Präventionsstrategie des Bundes.   

Wir lehnen die vorgeschlagene Gesetzesänderung aus diesen Gründen ab. Besten Dank für die 
Berücksichtigung unserer Anliegen und die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Severin Baerlocher  Richard Mansky  Svenja Ravioli 
Präsident vsao   Vizepräsident vsao  Vizepräsidentin vsao 
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